Deutscher Bundestag 
6. Wahlperiode 


Drucksache VI/1224 


Der Bundesminister für 

Arbeit und Sozialordnung Bonn, den 5. Oktober 1970 

I b 4 - 17002 - 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Betr.: Angaben zur Bildung und Verteilung von Einkommen 
und Vermögen in der Bundesrepublik Deutschland 

Bezug: Kleine Anfrage der Abgeordneten Pieroth, Dr. Burg- 
bacher, Vogt, Dr. Finger, Dr. von Bismarck, Frau Grie- 
singer und Genossen 
— Dfucksache VI/1174 — 


Im Einvernehmen mit dem Herrn Chef des Bundeskanzleramtes 
und dem Herrn Bundesminister für Wirtschaft beantworte ich 
die Kleine Anfrage wie folgt: 


1. Aus welchen Gründen wurde die genannte Kleine Anfrage vom 
Bundesminister für Wirtschaft beantwortet, obwohl die Zu- 
ständigkeit für Fragen der Vermögensbildung beim Bundes- 
minister für Arbeit und Sozialordnung liegt und obwohl sowohl 
die Kleine Anfrage Drucksache VI/497 betr. Information über 
Einkommens- und Vermögensverteilung, die sich auf denselben 
Bereich bezieht wie die genannte Kleine Anfrage, vom Bundes- 
minister für Arbeit und Sozialordnung beantwortet wurde als 
auch die Broschüre „Die Einkommens- und Vermögensverteilung 
in der Bundesrepublik Deutschland'', die Zahlenmaterial aus 
genau dem Bereich der genannten Kleinen Anfrage zusammen- 
stellt, vom Bundesminister für Arbeit und Sozialordnung heraus- 
gegeben wurde? 

2. Liegt dieser Verschiebung der Zuständigkeit eine Bewertung 
der bisherigen Tätigkeit des Bundesministers für Arbeit und 
Sozialordnung auf diesem Gebiet zugrunde? 

3. Ist das Bundesministerium für Wirtschaft nach seiner perso- 
nellen Ausstattung und seiner Organisation in der Lage, diesen 
Bereich zu bearbeiten; und wenn ja, welche personellen und 
organisatorischen Voraussetzungen sind dafür gegeben? 

4. Ist die Verlagerung der Zuständigkeit für den gesamten Bereich 
der Vermögensbildung vom Bundesminister für Arbeit und 
Sozialordung auf den Bundesminister für Wirtschaft vorge- 
sehen? Welche Gründe leiten die Bundesregierung gegebenen- 
falls bei diesem Vorhaben? Welche personellen und organisa- 
torischen Änderungen des Bundesministeriums für Arbeit und 
Sozialordnung ergeben sich daraus? 
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5, Ist mit dieser Zuständigkeitsverschiebung ein Wandel in den 
grundsätzlichen Ansichten der Bundesregierung zur Politik der 
Vermögensbildung verbunden? 


1. Die Vermögenspolitik als Teil der Gesellschaftspolitik ist 
sachlich aufs engste mit der Politik der sozialen Sicherung 
verknüpft. Deshalb ist für sie innerhalb der Bundesregierung 
grundsätzlich der Bundesminister für Arbeit und Sozialord- 
nung federführend, unbeschadet der Zuständigkeit anderer 
Ressorts bei einzelnen Gesetzen mit vermögenspolitischer 
Bedeutung (z. B. Federführung des Bundesministers der Fi- 
nanzen für das Spar-Prämiengesetz). Der Zusammenhang 
zwischen Sozial-, Gesellschafts- und Vermögenspolitik geht 
z. B. daraus hervor, daß die drei Gesetze zur Förderung der 
Vermögensbildung der Arbeitnehmer von mir federführend 
vorbereitet wurden und das Gesetz betr. Anwendung des 

з. Vermögensbildungsgesetzes in meinem Hause vorbereitet 
wird. Ferner bin ich im interministeriellen Ausschuß für 
Fragen der Eigentumsbildung federführend. Ebenso obliegt 
mir die Vorbereitung des Vermögensbildungsb^richtes der 
Bundesregierung. Es ist deshalb logisch und auch sachlich 
notwendig, daß die Federführung in der Vermögensstatistik, 
soweit sie als Entscheidungsgrundlage und Erfolgskontrolle 
der Vermögenspolitik dient, beim Bundesminister für Arbeit 
und Sozialordnung liegt. 

2. Angaben über die Einkommens- und Vermögensbildung und 
deren Verteilung nach Sektoren werden für die Vergangen- 
heit im Rahmen der Volkswirtschaftlichen Gesamtrechnung 
ermittelt; für die Zukunft fallen sie bei den gesamtwirt- 
schaftlichen Prognosen und Projektionen an. Versuche zur 
Schätzung des Volksvermögensbestandes werden heute 
üblicherweise ebenfalls von den Definitionen und Abgren- 
zungen der Volkswirtschaftlichen Gesamtrechnung abge- 
leitet. Die Bearbeitung dieses Problemkreises liegt beim 
Bundesminister für Wirtschaft ebenso wie die Zuständigkeit 
für die Vorlage von Rechtsgrundlagen über Wirtschafts- 
statistiken. 

3. Wegen der Interdependenz von Vermögens-, Wirtschafts- 
und Finanzpolitik besteht eine enge Zusammenarbeit zwi- 
schen dem Bundesminister für Wirtschaft, Bundesminister 
der Finanzen und mir in allen Fragen der Vermögenssta- 
tistik. In diesem Zusammenhang verweise ich auf die Ant- 
worten auf die Kleine Anfrage der Fraktion der FDP (Druck- 
sache V/3174), auf die Kleine Anfrage der Abgeordneten Dr. 
Burgbacher, Dr. Luda und der Fraktion der CDU/CSU (Druck- 
sache VI/370) sowie der Abgeordneten Rosenthal, Neemann 

и. a. (Drucksache VI/575). Auch der Vermögensbildungs- 
bericht der Bundesregierung wird mit den zuständigen Res- 
sorts abgestimmt. 
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Nach Auffassung der Bundesregierung waren bei der Kleinen 
Anfrage Drucksache VI/735 die wirtschaftlichen Gesichtspunkte 
überwiegend, so daß die Beantwortung federfühiend dem Bun- 
desminister für Wirtschaft übertragen wurde. Demzufolge kann 
aus der Beantwortung durch den Bundesminister für Wirtschaft 
weder auf eine Verschiebung der Zuständigkeiten im Bereich 
der Vermögensstatistik geschlossen, noch ein Wandel in den 
grundsätzlichen Ansichten der Bundesregierung auf dem Ge- 
biet der Vermögenspolitik abgeleitet werden. 


Walter Arendt 
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